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Die vom Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) vorlegte  
Digitalisierungsstrategie für 

das Gesundheitswesen und die Pflege 
wird vom bvitg grundsätzlich sehr be-
grüßt. Auch dass die Strategie mit zwei 
neuen Gesetzesvorhaben – Digitalge-
setz und Gesundheitsdatennutzungs-
gesetz (GDNG) jetzt sehr kurzfristig in 
die Umsetzung gehen soll, sei prinzi-
piell richtig, betont bvitg-Geschäftsfüh-
rerin Melanie Wendling. Viele offene 
Fragen müssen allerdings noch adres-
siert werden.

Bei der E-Health-Governance wird 
der Umbau der gematik zu einer Bun-
desagentur positiv gesehen. Diese muss 
dann aber auch die nötigen Zuständig-
keiten in Bereichen wie Standardisie-
rung erhalten. Zusätzlich ist aus Sicht 
der IT-Industrie eine Harmonisierung 
der Datenschutzanforderungen in den 
Bundesländern nötig. Dieser Punkt 
sollte in den Gesetzesvorhaben unbe-
dingt adressiert werden. Auf gar kei-
nen Fall dürfe die Etablierung einer 
Bundesagentur dazu führen, dass staat-
licherseits Software produziert und da-
mit ins Marktgeschehen eingegriffen 
werde, betont der bvitg. Um Situatio-

nen künftig zu vermeiden, in denen 
politisch gesetzte Fristen aus organisa-
torischen Gründen nicht gehalten wer-
den können, ist eine möglichst frühe 
Abstimmung zwischen der neuen Bun-
desagentur und dem Verband erforder-
lich. Das betrifft die Planung von Vor-
haben und die Fristsetzung selbst, aber 
auch die Umsetzung von Tests.

Bei der Opt-out-ePA sind die ange-
dachten Fristen und Quoten für die 
Umsetzung sehr sportlich in Anbe-
tracht dessen, dass bei der digitalen 
Identität unter anderem die Ausgestal-
tung der kartenlosen Folgeauthentifi-
zierung weiterhin unklar ist. Nicht ab-
schließend geklärt ist außerdem, wel-
che Daten in die ePA eingestellt wer-
den und wer dafür zuständig ist. 

Klar positiv zu sehen sind die im 
Digitalgesetz angelegten Vorhaben 
zum Ausbau der Telemedizin. Das im 
GDNG vorgesehene Forschungspseu-
donym ist prinzipiell geeignet, die Ver-
sorgungsforschung in Deutschland 
(endlich) voranzubringen. Zu begrü-
ßen ist ferner, dass auch die privatwirt-
schaftliche Forschung Zugang zum 
Forschungsdatenzentrum (FDZ) beim 
BfArM erhalten soll.

STRATEGIE UND  
NEUE GESETZE 
Das deutsche Gesundheitswesen hat eine Digitalisierungsstrategie. 
Daraus resultieren gleich zwei Gesetzesvorhaben, die unter 
anderem die Patientenakte, die E-Health-Governance und die 
Forschung mit Gesundheitsdaten voranbringen sollen.
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Themen & Positionen
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Forderung bvitg Kontext Digitalisierungsstrategie

Akteursübergreifendes
E-Health-Zielbild 

Strategiepapier der 
eHealth-Allianz

Veröffentlichung der  
Digitalisierungsstrategie für das 

Gesundheitswesen und die Pflege


Obergrenze telemedizinscher 
Leistungen ist zu erhöhen & 

perspektivisch gänzlich 
abzuschaffen

bvitg-Kernpositionen zur 
Bundestagswahl 2021 

Aufhebung der 30-Prozent-Limitierung 
für telemedizinische Leistungen 

Innovationsfond zur Erprobung 
von digitalen 

Versorgungsformen wird 
weiterentwickelt und verstetigt

Grundsatzpapier 
Verbändebündnis 

„Digitalisierung in der Pflege“

Fonds für digitale Innovationen in der 
Pflege 

Antragsberechtigung privater 
Forschung

Positionspapier der eHealth-
Allianz „Gesundheitsdaten 
retten Leben: geregelten 
Zugang und Nutzung für 

private Forschung 
ermöglichen“

Datenzugriff sowohl für öffentliche als 
auch für private Forschung 

Forderung bvitg Kontext Digitalisierungsstrategie

Gesetzlich verankerte Pflicht zur 
Anbindung an die 

Telematikinfrastruktur für alle 
Sonstigen LE, Gesundheitsberufe 

und -einrichtungen

bvitg-Positionspapier 
Digitalisierung und Sonstige 

Leistungserbringer

Verpflichtung aller Leistungserbringer 
zur Anbindung an die TI 

Schaffung einer neuartigen 
Governance, die einheitliche 

Vorgehensweisen (Prozesse) für 
das Erstellen von 

Interoperabilitätsfestlegungen 
koordiniert

Konzeptpapier 
„Interoperabilität 2025“ 

(hih, gematik, bvitg, 
Bitkom)

Gründung einer Digitalagentur, die 
Prozesse zur Entwicklung technischer 

Spezifikationen schafft und umfassende 
Interoperabilitätsvorgaben verbindlich 

festlegt 



Konsequentes politisches 
Bekenntnis zu Cloud-Lösungen 

und klarer Rechtsrahmen

bvitg-Positionspapier 
Gesundheitsdaten 

zeitgemäß sichern und 
nutzen mit der Cloud

Erleichterter Einsatz cloudbasierter 
Systeme in ambulanter und stationärer 

Versorgung durch Anpassung des 
regulatorischen Rahmens 



Seit 2018 hat der bvitg zusammen mit anderen Verbänden der industriellen 
Gesundheitswirtschaft immer wieder gefordert, dass es eine gemeinsame Digitalisierungs-

strategie braucht, an der alle Akteure des Gesundheitswesens beteiligt sind.  
 

Hier finden Sie einige Forderungen des bvitg, die in der Digitalisierungsstrategie für das 
Gesundheitswesen und die Pflege berücksichtigt wurden.
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PFLEGE DIGITAL
PUEG-GESETZENTWURF HAT BEI DER 
DIGITALISIERUNG SCHWÄCHEN
Pflegende mit Digitalisierung entlasten? Aber sicher! Allerdings gibt es bei den digitalisierungs-
bezogenen Inhalten des Gesetzes zur Unterstützung und Entlastung der Pflege (PUEG) deutlichen 
Nachbesserungsbedarf.

Der Referentenentwurf des PUEG 
will alle ambulanten und sta-
tionären Pflegeeinrichtungen 

nach SGB XI bis zum 1. Juli 2024 an 
die Telematikinfrastruktur (TI) anbin-
den. Das ist folgerichtig, allerdings ist 
die Frist bei allein 16 000 stationären 
Pflegeeinrichtungen unrealistisch. 
Der bvitg schlägt vor, die Verpflich-
tung für 2024 beizubehalten, sie aber 
um eine sanktionsfreie Übergangszeit 
zu erweitern, im Minimum ein weite-
res Jahr. Eine offene Flanke ist außer-
dem die Ratifizierung des Staatsver-
trags zum elektronischen Gesund-
heitsberufeausweis (eGBA). Diese 
muss vor der Umsetzung erfolgen, da 

der Ausweis notwendig für die Nut-
zung der TI durch Pflegekräfte ist.

Das in § 7d angelegte Informati-
onsportal zu Pflege- und Betreuungs-
angeboten ist prinzipiell ein guter An-
satz, allerdings wird es in der vorgese-
henen Form die Erwartungen nicht 
erfüllen können. Hier muss nachge-
steuert werden. Die Einrichtung bei 
den Landesverbänden der Pflegekas-
sen hält die Industrie für nicht zielfüh-
rend, da dort weder informationstech-
nische Expertise vorliegt noch ein op-
timaler Einblick in die regionale Ver-
sorgungsstruktur besteht. Der bvitg  
regt an, die Portale regional aufzuset-
zen, da nur vor Ort qualitativ hochwer-

tige Daten zur Verfügung stehen. 
Ebenfalls dringend gebeten wird um 
die Einbindung industrieller Expertise 
in die Erarbeitung von Spezifikationen 
für die Meldeverfahren ans Portal.

Was den Zuschuss an Pflegeein-
richtungen für digitale Anwendungen 
aus dem Ausgleichsfonds der Pflege-
versicherung angeht, begrüßt der Ver-
band die Verlängerung des Förderzeit-
raums bis 2030. Da allerdings nicht 
vorgesehen scheint, die Fördersumme 
in Höhe von derzeit 12 000 Euro anzu-
heben, bleibt unklar, wie dieses För-
derprogramm die Digitalisierung der 
Pflege nachhaltig verbessern soll. Ziel-
führend wären eine Erhöhung der 
Mittel entsprechend der verlängerten 
Frist sowie nachhaltige Konzepte, die 
die Anschaffung und den Betrieb digi-
taler Ausrüstung in Pflegeeinrichtun-
gen möglich machen. Die regelbasier-
te Pflegevergütung lässt dies prak-
tisch nicht zu.

Ausdrücklich unterstützt der bvitg 
die geplante Einrichtung eines Kom-
petenzzentrums für Digitalisierung 
und Pflege. Damit wird eine langjähri-
ge Verbändeforderung erfüllt. Inwie-
weit es sinnvoll ist, das Kompetenz-
zentrum beim Spitzenverband Bund 
der Pflegekassen anzusiedeln, bleibt 
zu diskutieren. Aus Sicht der Industrie 
ließe sich mit einer Ansiedelung am 
Bundesministerium für Gesundheit 
eher die nötige Neutralität erreichen. 
Nach der Verbändekommentierung ist 
eine neue Version des Entwurfes er-
schienen, in welcher § 7d zum Infor-
mationsportal gestrichen wurde. ©
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Nachrichten & Meinungen
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POTENZIALE 
NUTZEN – ZUM 
WOHLE ALLER 

Die Bedeutung der Digitalisierung im Ge-
sundheitswesen kann nicht genug betont 
werden. Mit der Einführung von elektroni-
schen Patientenakten, Telemedizin und ande-
ren digitalen Anwendungen können Gesund-
heitsdienstleister effizienter arbeiten und die 
Qualität der Patientenversorgung verbessern. 
In einer Welt, die von der Covid-19-Pandemie 
erschüttert wurde, hat die Digitalisierung auch 
gezeigt, wie wichtig sie bei der Bewältigung 
von Krisensituationen ist.

Natürlich gibt es auch Herausforderungen 
bei der Umsetzung der Digitalisierung im Ge-
sundheitswesen: Datenschutz und Datensi-
cherheit sind zentrale Themen, die nicht ver-
nachlässigt werden dürfen, denn der sensible 
Umgang damit sichert das Vertrauen der Pa-
tient:innen. 

Auch die Ausbildung der medizinischen 
Fachkräfte im Umgang mit digitalen Techno-
logien und Anwendungen ist ein wichtiger 
Faktor, um sicherzustellen, dass die Vorteile 
der Digitalisierung voll ausgeschöpft werden 
können. Eines ist sicher: Ohne eine weitrei-
chende Digitalisierung ist das deutsche Ge-
sundheitssystem nicht mehr wettbewerbsfä-
hig. 

MELANIE WENDLING 

bvitg-Geschäftsführerin

Dieses Editorial entstand mit ChatGPT mit dem 
Suchterm Digitalisierung des Gesundheitswesens. 
Die in gelber Schrift hervorgehobenen Textpassa-
gen benötigten aus bvitg-Sicht einer inhaltlichen 
Anpassung.
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PARLAMENTARISCHER ABEND AM 16. MÄRZ 2023

Am 16. März 2023 fand der Parlamen-
tarische Abend des Bundesverbandes 
Gesundheits-IT – bvitg e. V. und des 
Bayerischen Staatsministeriums für 
Gesundheit und Pflege zum Thema 
Gesundheitsdatennutzung in der 
Bayerischen Landesvertretung in 
Berlin statt. Klaus Holetschek, 
Staatsminister für Gesundheit und 
Pflege, bvitg-Vorstandsmitglied 
Matthias Meierhofer und Prof. Peter 
Fasching vom Universitätsklinikum 
Erlangen hielten pointierte Impuls-
vorträge zu diesem aktuellen Thema.

In der anschließenden Podiums-
diskussion „Europäischer Gesund-
heitsdatenraum: Scheitert der Daten-
austausch an der strengen deutschen 
Tür?“ mit Prof. Alena Buyx, Vorsitzende 
des Deutschen Ethikrats,  Staatsminis-
ter Klaus Holetschek, Dr. Markus Beier, 
Bundesvorsitzender des Deutschen 
Hausärzteverbandes sowie bvitg-
Geschäftsführerin Melanie Wendling 
wurde deutlich, wie die Datennutzung 
medizinische Innovationen beschleuni-
gen und die medizinische Versorgung 
der Bevölkerung signifikant verbessert 
werden kann. Prof. Alena Buyx konsta-
tierte treffend: „Wir haben uns in 
Deutschland Jahrzehnte mit den 
Risiken der Datennutzung beschäftigt 
und leider nicht so sehr über deren 
Chancen gesprochen. Es ist an der 
Zeit, den Fokus darauf zu richten, wie 
wir mit einem vernünftigen Maß an 
Datenschutz die Möglichkeiten und 
Erfolge aus der Nutzung von Daten in 
den Vordergrund stellen.“  

VERSTÄRKUNG FÜR DIE 
GESCHÄFTSSTELLE
Seit dem 15. März 2023 ist Jessica 
Manecke als Assistentin in der bvitg-
Geschäftsstelle tätig. Davor war sie 
unter anderem als kaufmännische 
Assistentin bei der RPG Gruppe 
sowie als Objektmanagerin bei 
fletwerk tätig. Wir freuen uns auf die 
Zusammenarbeit!

Parlamentarischer Abend des bvitg: (v.l.n.r.) Prof. Peter Fasching, Matthias Meierhofer, 
Klaus Holetschek, Prof. Alena Buyx, Melanie Wendling, Dr. Markus Beier

NEUES AUS DEN 
GREMIEN
Die AG Politik des bvitg hat eine neue 
Spitze gewählt: Dr. Viola Henke und 
Ecky Oesterhoff bilden die zwei-
köpfige Leitung der Arbeitsgruppe. 
Die Leitung der PG Cloud in der 
Praxis übernehmen Dr. Bernd 
Schütze und Thomas Liebscher.
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Welchen Stellenwert hat die Teleme-
dizin in der hautärztlichen Versor-
gung in Deutschland mittlerweile?
Telemedizin ist mittlerweile fester  
Bestandteil der Arbeit vieler Dermato-
log:innen. Nehmen wir OnlineDoctor, 
das Telemedizinangebot des BVDD: 
Da beteiligen sich ungefähr 10 Pro-
zent der niedergelassenen Dermato-
log:innen. In meiner eigenen, bisher 
angestellten ambulanten Tätigkeit 
sind es circa 10 Prozent meiner Fälle. 
Wenn ich ab Juli in eigener Praxis ar-
beite, könnten es 20 bis 30 Prozent 
der Patient:innen sein, die ich zumin-
dest zuerst über einen telemedizini-
schen Service sehe. Bei der Mehrheit 
reicht das dann auch. Wieder eigene 
Zahlen: 82 Prozent meiner Online-

Doctor-Patient:innen können rein  
telemedizinisch versorgt werden, nur 
knapp jede/n Fünfte/n bestelle ich 
persönlich in die Praxis ein, da weite-
re Untersuchungen erforderlich sind. 
Technisch ist Telemedizin in der Der-
matologie großteils asynchron. Aber 
auch Videosprechstunden kann ich 
mir in meiner Praxis für gewisse In-
dikationen, z.B. allergologische Anam-
nesen und Nachkontrollen nach be-
stimmten Operationen, gut vorstellen.

Die Telemedizin in der Dermatologie 
bewegt sich in Deutschland in wei-
ten Teilen entweder im Selbstzahler-
bereich oder finanziert sich über  
IV-Verträge. Wie verhält sich das  
anteilsmäßig?
Die Videosprechstunden werden nach 
EBM finanziert, was ein Kritikpunkt 
ist, weil der Aufwand spätestens dann 
nicht mehr optimal abgebildet ist, 
wenn die Patient:innen doch in die 
Praxis kommen müssen. Bei den 
asynchronen Angeboten ist es so, dass 
wir bei OnlineDoctor 60 Prozent der 
Krankenkassen im Rahmen von IV-
Verträgen an Bord haben. Das spiegelt 
sich im Alltag: Bei uns werden ca. 80 
Prozent der OnlineDoctor-Patient:in-
nen im Rahmen von IV-Verträgen ver-
sorgt, der Rest sind Selbstzahler:in-
nen. Zum Vergleich: Der Selbstzahler-
anteil sonst liegt bei etwa 10 Prozent. 
Es gibt also durchaus eine gewisse Be-
reitschaft, für das Telemedizinange-
bot selbst zu bezahlen.

Das Digitalgesetz soll bei der Tele-
medizin das Ende der 30-Prozent-
Klausel bei der EBM-Abrechnung 
bringen. Hat das einen Einfluss auf 
die dermatologische Telemedizin?
Eher nicht. Ich glaube, die 30-Prozent-
Klausel ist eher in den psychologisch-
psychiatrischen Fächern ein Hemm-
schuh. Patientengespräche aller Art 
können einfach besser über Video-
sprechstunde geführt werden, und 
das bremst man mit einer solchen 
Klausel aus. Eine Rolle spielt die 
30-Prozent-Klausel für jene Anbieter, 
die rein telemedizinisch agieren wol-
len. Für die wird es künftig einfacher. 
Hier wird sich zunehmend die Frage 
der Anbindung an die Versorgung 
vor Ort stellen, denn nur so ist die  
Telemedizin auch nachhaltig.

Das derzeitige dermatologische 
„Mischmodell“ mit dem Nebenein-
ander der IV-Verträge im asynchro-
nen Bereich und der EBM-Abrech-
nung bei Videosprechstunden sollte 
beinbehalten werden?
Ich gehe davon aus, dass das bleibt. 
Das macht einfach Sinn, denn es han-
delt sich ja um zwei völlig unter-
schiedliche Modelle: die Videosprech-
stunde wird vom Arzt oder der Ärztin 
initiiert, die asynchrone Telemedizin 
vom Patienten oder der Patientin aus.

Was das Digitalgesetz auch bringen 
soll, sind Anlaufstellen für assistierte 
Telemedizin in unterversorgten  

Dr. Max Tischler ist niedergelassener Dermatologe in Dortmund 
und Medical Director bei der mit dem Berufsverband der Deut-
schen Dermatologen (BVDD) kooperierenden Telemedizinplatt-
form OnlineDoctor.
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INTERVIEW
» DER NACHWUCHS HAT DIE DIGITALISIERUNG 
AUF DEM SCHIRM «
Wie viel Telemedizin geht heute schon? Und was bringt das neue Digitalgesetz? Ein Gespräch mit 
Dr. Max Tischler, niedergelassener Dermatologe in Dortmund und Medical Director bei der mit 
dem Berufsverband der Deutschen Dermatologen (BVDD) kooperierenden Telemedizinplattform 
OnlineDoctor.
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Menschen & Begegnungen
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Regionen. Ist das interessant für die 
fachärztliche Telemedizin?
Das kann sehr interessant sein. Ob 
das dann immer Gesundheitskioske 
sein müssen, oder ob wir nicht eher 
existierende Strukturen nutzen soll-
ten, Stichwort Apotheken oder auch 
hausärztliche Praxen, sei mal dahin-
gestellt. Prinzipiell eröffnet eine assis-
tierte Telemedizin Zugangswege zur 
Telemedizin gerade auch für Men-
schen, die sich das selbst nicht zu-
trauen. Ich glaube, wenn man das gut 
umsetzt, mit Verknüpfung zu lokalen 
Fachärzt:innen, dann stärkt das die 
Versorgung und die Zusammenarbeit 
in den Regionen. Wir haben bei  
OnlineDoctor in der Schweiz so ein 
Modell: Apotheken sind Anlaufstellen 
für Patient:innen, und dann gibt es in 
räumlicher Nähe Fachärzt:innen, die 
die jeweiligen Apotheken telemedizi-
nisch mitbetreuen. Ein Vorteil ist, 
dass die Fotos in solchen Szenarien 
vom Personal aufgenommen werden, 
was die Qualität verbessert. Auch 
anamnestische Informationen kön-
nen prägnanter sein.

Themenwechsel: Das Digitalgesetz 
bringt die neue Opt-out-ePA. Interes-
sant für die Dermatologie?
Für Fachärzt:innen ganz allgemein ist 
die ePA grundsätzlich ein sinnvolles 
Instrument. In der ePA können Infor-
mationen an einem Ort gesammelt 
werden, das würde ich in meiner neu-
en Praxis auch konkret umsetzen wol-

len. Das Opt-out-Verfahren begrüße 
ich. Eine andere Frage ist, wie die Da-
ten in die ePA möglichst automatisiert 
hineinkommen, da ist noch einiges 
unklar, sowohl was die technische 
Umsetzung als auch was das Thema 
Vergütung angeht. Warum weiterhin 
die Erstbefüllung nur für den ersten 
Arzt bzw. die erste Ärztin gilt und 
nicht für alle, ist mir schleierhaft –  
jede sinnvolle Befüllung, die das erste 
Mal in einer Praxis durchgeführt wird, 
ist ja für die ePA-Nutzung von Vorteil.

Sie sind im BVDD aktiv und dort un-
ter anderem im Bereich Nachwuchs. 
Wie ist denn das Image von Teleme-
dizin und digitalen Tools bei jungen 
Dermatolog:innen?
Man muss unterscheiden zwischen 
digitalen Tools, die sehr weit verbrei-
tet sind, und klassischen TI-Anwen-
dungen, mit denen junge Ärzt:innen 
in den Kliniken bisher noch prak-
tisch gar nicht in Berührung kom-
men. Auch in Studium oder Weiter-
bildung kommen digitale Anwendun-
gen im Wesentlichen nicht vor, es sei 
denn, es werden aktiv entsprechende 
Wahlfächer belegt. Das ist schon eine 
Herausforderung, denn die neuen 
Tools und auch der neue Umgang  
mit Patient:innen müssen natürlich 
irgendwo gelernt werden. Generell 
würde ich aber schon sagen: Der 
Nachwuchs hat die Digitalisierung 
auf dem Schirm, insbesondere die 
ambulant tätigen Kolleg:innen. 

MIO sollen sichtbar 
werden
Der bvitg e.V. und die mio42 GmbH  
entwickeln gemeinsam ein Tool für die  
Anzeige von medizinischen Informations-
objekten (MIO) in Primärsystemen.

Theoretisch gibt es sie schon seit Anfang 
2022, praktisch sind sie in der elektroni-
schen Patientenakte (ePA) und damit der 

medizinischen Versorgung bis heute nicht ange-
kommen: Die MIOs sollen ein zentraler Bestandteil 
der ePA werden, auch und gerade der ePA in der 
neuen Opt-out-Variante. MIOs standardisieren me-
dizinische Inhalte so, dass unterschiedliche IT-Sys-
teme sie austauschen und „verstehen“ können. Al-
lerdings sind die von der mio42 GmbH entwickel-
ten MIOs komplex, die Umsetzung in den Praxis- 
und Krankenhaussystemen ist teils sehr aufwendig.

Die neue technische Lösung zur Anzeige von 
MIOs, die die mio42 und der bvitg jetzt gemeinsam 
entwickeln wollen, soll hier weiterhelfen. Es han-
delt sich um einen Proof-of-Concept, dessen Quell-
code im Anschluss zur Verfügung gestellt wird. So 
können die Hersteller von Praxis- und Klinik-IT- 
Lösungen von den Vorarbeiten profitieren und den 
Code in eigene Produkte einbinden. Klar ist, dass 
die MIO-Anzeige nur ein erster Schritt ist. Echten 
Mehrwert werden MIOs dann generieren, wenn die 
Daten in unterschiedliche IT-Systeme übernom-
men  und wenn sie zur Grundlage von Mehrwert-
funktionen wie der Anzeige kontextsensitiver In-
formationen oder Empfehlungen genutzt werden. 
Bis dahin ist gemeinsam noch ein Stück Weg zu-
rückzulegen. 




